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Vorwort 
Das vorliegende Skript ist für Studierende in den ersten Semestern gedacht. Gerade in dieser 
Phase ist es sinnvoll, bei der Wahl der Lernmaterialien den richtigen Weg einzuschlagen. 
Auch in den späteren Semestern sollte man in den grundsätzlichen Problemfeldern sicher 
sein. Die „essentials“ sollte jeder kennen. 

In diesem Theorieband wird Ihnen das notwendige Grundwissen vermittelt. Vor der Anwen-
dung steht das Verstehen. Leicht verständlich und kurz werden die wichtigsten Rechtsinstitute 
vorgestellt und erklärt. So erhält man den notwendigen Überblick. Klausurtipps, Formulie-
rungshilfen und methodische Anleitungen helfen Ihnen dabei, das erworbene Wissen in die 
Praxis umzusetzen. 

Das Skript wird durch den jeweiligen Band unserer Reihe „die wichtigsten Fälle“ ergänzt. So 
wird die Falllösung trainiert. Häufig sind Vorlesungen und Bücher zu abstrakt. Das Wissen 
wird häufig isoliert und ohne Zusammenhang vermittelt. Die Anwendung wird nicht erlernt. Nur 
ein Lernen am konkreten Fall führt sicher zum Erfolg. Daher empfehlen wir parallel zu diesem 
Skript gleich eine Einübung des Gelernten anhand der Fallsammlung. Auf diese Fälle wird je-
weils verwiesen. So ergänzen sich deduktives (Theorieband) und induktives Lernen (Fall-
sammlung). Das Skript Grundwissen und die entsprechende Fallsammlung bilden so ein idea-
les Lernsystem und damit eine Einheit. 

Profitieren Sie von der über 45-jährigen Erfahrung des Juristischen Repetitoriums hemmer im 
Umgang mit juristischen Prüfungen. Unser Beruf ist es, alle klausurrelevanten Inhalte zusam-
menzutragen und verständlich aufzubereiten. Die typischen Prüfungsinhalte wiederholen sich. 
Wir vermitteln Ihnen das, worauf es in der Prüfung ankommt – verständlich – knapp – präzise. 
Erfahrene Repetitorinnen und Repetitoren schreiben für Sie die Skripten. Deren know-how 
hinsichtlich Inhalt, Aufbereitung und Vermittlung von juristischem Wissen fließt in sämtliche 
Skripten des Verlages ein. Lernen Sie mit den Profis! 

Sie werden feststellen: Jura von Anfang an richtig gelernt, reduziert den Arbeitsaufwand und 
macht damit letztlich mehr Spaß. 

Wir hoffen, Ihnen den Einstieg in das juristische Denken mit dem vorliegenden Skript zu er-
leichtern und würden uns freuen, Sie auf Ihrem Weg zu Ihrem Staatsexamen auch weiterhin 
begleiten zu dürfen. 

Karl-Edmund Hemmer &  Achim Wüst 
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 DAS ERFOLGSPROGRAMM - IHR TRAINING FÜR KLAU-
SUR UND HAUSARBEIT 

Das vorliegende Skript „Grundwissen“ ermöglicht Ihnen eine schnelle Einführung in die Grundlagen des Schuldrecht BT I. Einfach 
leicht gelernt! In verständlicher Sprache wird das notwendige Grundwissen präzise und knapp vermittelt. Die Bände „Grundwissen“ 
sind die theoretischen Grundlagenbände zu unserer Skriptenreihe „Die wichtigsten Fälle“. Durch die Kombination von Grundwissen 
und Fällen lernen Sie sowohl deduktiv (im Überblick) als auch induktiv (anwendungsspezifi sch). Die Reihen „Grundwissen“ und „Die 
wichtigsten Fälle“ stellen ein ideales Lernsystem für den Einstieg in das jeweilige Rechtsgebiet dar. Je früher Sie sich die Denk-
weise von Klausurerstellern aneignen, umso leichter fallen Ihnen die Prüfungen. Die Bände „Grundwissen“ fördern Ihr Verständnis 
für typische Prüfungsprobleme. Richtiges Lernen von Anfang an stellt die Weichen für Ihr Studium. Sie werden feststellen: Wer die 
juristischen Zusammenhänge versteht, dem macht Jura Spaß. Wir wünschen Ihnen viel Erfolg im Studium!

Inhalt:

• Kaufrecht

• Werkvertragsrecht

• Reisevertragsrecht

• Insbesondere: Mängelrecht
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  § 1 EINLEITUNG
Der vorliegende Theorieband aus der Grundwissen-Reihe richtet sich in erster Linie an Studenten in den ersten Semestern des Studi-
ums. Gegenstand der Darstellung sind die grundlegenden Regelungen der vertraglichen Schuldverhältnisse in ihrem systematischen 
Zusammenhang.
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Ziel des Skriptums ist es, einen ersten Einblick in Inhalt und Systematik einiger der wichtigsten Vertragstypen des Bürgerlichen Ge-
setzbuches zu gewähren. Auf die Darstellung von besonderen Einzelproblemen, die häufi g Gegenstand von Fortgeschrittenenklau-
suren und insbesondere des Examens sind, wurde dabei weitestgehend verzichtet, um den Blick auf die Grundlagen nicht übermäßig 
zu verstellen.

Den Schwerpunkt der Darstellung bilden neben den allgemeinen Grundlagen des Vertragsrechts das Kaufrecht und das Werkver-
tragsrecht. Gerade in den ersten Semestern - aber auch später - kommt diesen Bereichen in den Prüfungen am meisten Gewicht 
zu. Ein Schwerpunkt liegt hier regelmäßig im Mängelrecht. Das kaufrechtliche Mängelrecht unterliegt aktuell starken inhaltlichen 
Änderungen durch die Umsetzung der Warenkaufrichtlinie durch das „Gesetz zur Regelung des Verkaufs von Sachen mit digitalen 
Elementen und anderer Aspekte des Kaufvertrags“ (Inkrafttreten 01.01.2022). Es wird in Zukunft mehr als in der Vergangenheit da-
rauf ankommen, nach dem Gegenstand des Kaufs zu diff erenzieren (Grundstück, bewegliche Sache (Ware), mit und ohne digitale 
Inhalte, dabei wiederum diff erenzierend, ob Funktion der Sache von digitalem Inhalt abhängt oder nicht und ob ein Verbrauchsgüter-
kauf vorliegt oder nicht). Schwerpunkt der Darstellung im vorliegenden Skript ist im Rahmen des Mängelrechts der Kauf „normaler“ 
Sachen. Es wird gleichwohl auf Besonderheiten hingewiesen, soweit es auch um digitale Inhalte geht.

Mit der Fallsammlung „Die 51 wichtigsten Fälle – Schuldrecht BT“ können Sie die theoretischen Grundlagen dieses Skriptums vertie-
fen und einüben. Die Fallsammlung knüpft an den vorliegenden Theorieband an, indem es die Bearbeitung typischer Fallkonstellati-
onen anhand des hier vermittelten Wissens vorführt. Darüber hinaus beinhaltet es einige Sonderprobleme, auf deren Darstellung im 
Rahmen dieses Grundlagenskripts verzichtet werden musste. Nutzen Sie das Fallskript, um die Grundlagen einzuüben und Spezial-
probleme zu vertiefen. Grundwissenskript und Fallsammlung stellen so ein einheitliches Lernsystem dar. 



 § 2 GRUNDLAGEN
Bevor auf die Einzelheiten des Kaufrechts und des Werkvertragsrechts eingegangen wird, sollen hier zunächst einige für das Ver-
ständnis wichtige Grundlagen vorangestellt werden.

 A. Vertragstypen

Das Bürgerliche Gesetzbuch regelt eine Vielzahl verschiedener Vertragstypen, die auf verschiedene typische Interessenlagen zuge-
schnitten sind. Diese Regelungen lassen sich in folgende Gruppen von Verträgen unterteilen:
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• Veräußerungsverträge (Kauf, Tausch, Schenkung)

• Gebrauchsüberlassungsverträge (Miete, Leihe, Sach- und Gelddarlehensverträge)

• Tätigkeit im Dienste oder Interesse eines anderen (Dienstvertrag, Werkvertrag, Maklervertrag, Auslobung, Auftrag, Verwahrung)

• Sicherung und Bestärkung einer Schuld (Bürgschaft, Anerkenntnis, Vergleich)

Das vorliegende Skript befasst sich vornehmlich mit der ersten und der dritten Gruppe, namentlich mit Kauf- und Werkvertrag, §§ 3 
und 4. Abschließend fi nden Sie in § 5 eine kurze Darstellung der wesentlichen Grundlagen des Reisevertragsrechts als einer Son-
derform des Werkvertrages.

 B. Kein Typenzwang

Wichtig ist, dass i.R.d. besonderen Schuldrechts die im Gesetz enthaltenen Vertragstypen nicht abschließend konzipiert sind. Es 
handelt sich lediglich um eine Auswahl typischer, besonders häufi g vorkommender Verträge. Für diese sieht das Gesetz eine Art 
beispielhafte Regelung vor, um es den Vertragsparteien zu ersparen, in jedem Einzelfall alle Eventualitäten selbst zu regeln.
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Es bleibt den Parteien daher unbenommen, etwa verschiedene Vertragstypen zu kombinieren oder auch vollständig neue Vertrags-
typen zu entwickeln. Das ergibt sich aus dem Grundsatz der Vertragsfreiheit. 

Danach steht es jedem frei zu entscheiden, ob er einen Vertrag schließen will (Abschlussfreiheit), mit wem er einen Vertrag schließen 
will (Freiheit der Partnerwahl) und wie die Ausgestaltung dieses Vertrages aussehen soll (Typenfreiheit).

Verankert ist diese Typenfreiheit in den §§ 241 I, 311 I BGB, wonach vertragliche Schuldverhältnisse nicht an einen bestimmten 
Vertragstyp gebunden sind. Ein alltägliches Beispiel dafür ist etwa der Leasingvertrag, der trotz seiner praktischen Bedeutung keine 
detaillierte gesetzliche Regelung gefunden hat, sondern je nach Ausgestaltung miet- oder kaufvertragliche Züge hat. In solchen Fäl-
len genießen stets die vertraglichen Abreden der Parteien Vorrang. Auf die gesetzlichen Regelungen ist nur zurückzugreifen, wenn 
und soweit die Parteien bestimmte Fragen nicht selbst ausdrücklich geregelt haben.

Weiterhin sind auch die gesetzlichen Vertragstypen in sich grundsätzlich dispositiver Natur. So ist es etwa auch möglich, einen Kauf-
vertrag zu schließen, dabei aber einzelne Fragen abweichend von den §§ 433 ff . BGB zu regeln.

Während also in Bezug auf Schuldverhältnisse grundsätzlich kein Typenzwang gilt, ist dies auf sachenrechtlicher Ebene anders. Hier 
herrscht strenger Typenzwang, es gibt einen numerus clausus der Sachenrechte: Nur die gesetzlich geregelten Rechte können an 
Sachen bestehen. Folglich ist es den Parteien nicht möglich, eigene dingliche Rechte zu schaff en, oder sie auf einem anderen als 
dem gesetzlich vorgeschriebenen Weg zu übertragen. Dieser Unterschied zwischen Sachen- und Schuldrecht ergibt sich insbeson-
dere aus dem Umstand, dass die rechtliche Beziehung im Schuldrecht grundsätzlich nur zwischen den Parteien besteht (relatives 
Verhältnis), während die dinglichen Rechte gegenüber jedermann wirken (absolute Rechte). Verdeutlicht man sich diese unterschied-
liche Wirkungsweise, ist die unterschiedliche Behandlungsweise eine logische Konsequenz. 
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Allerdings gibt es auch im Bereich des Schuldrechts Ausnahmen von dem Grundsatz der Typenfreiheit. Diese gelten dort, wo die 
gesetzlichen Vertragstypen zwingende Regelungen enthalten. Meist dienen diese dem Schutz einer der Parteien. 
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Als Beispiel ist insbesondere der Verbrauchsgüterkauf (vgl. § 474 I S. 1 BGB) zu nennen. Hierbei kann in großem Umfang zum 
Schutz des Verbrauchers nicht von den grundsätzlich dispositiven Regelungen des Sachmängelrechts abgewichen werden, vgl. 
§ 476 I S.1 BGB. 

Ebenso ist es nicht möglich, einen wirksamen Bürgschaftsvertrag, §§ 765 ff . BGB, abzuschließen, ohne dabei das Formerfordernis 
des § 766 BGB zu beachten. § 766 BGB dient dem Schutz des Bürgen und ist daher zwingendes Recht. Eine Ausnahme hiervon 
gilt nach § 350 HGB lediglich, wenn es sich bei einem Bürgen um einen Kaufmann handelt. Da der Kaufmann aufgrund seiner Ge-
schäftserfahrung weniger schutzwürdig als ein Privater ist, macht das Gesetz hier eine Ausnahme von der Formvorschrift des § 766 
BGB.

Der Formzwang bei Abschluss eines Bürgschaftsvertrages bedeutet allerdings nicht, dass jede Form der Kreditsicherung durch 
persönliche Haftung eines Dritten an die Form des § 766 BGB gebunden wäre. Formfrei möglich ist etwa die Vereinbarung einer 
noch weitergehenden Haftung als Schuldbeitretender. Eine Grenze der Vertragsfreiheit besteht also nur insoweit, als gerade die 
Bürgschaft zwingend an § 766 BGB gebunden ist.

Trotz dieser weitreichenden Gestaltungsfreiheit ist es jedoch in der alltäglichen Realität wie in der Klausur die Ausnahme, dass die 



Parteien selbst umfassende Regelungen vornehmen. Regelmäßig einigen sich die Parteien etwa über den Kauf einer Sache oder 
die Vermietung eines Objektes, ohne weitergehende Detailregelungen zu vereinbaren. Sie verlassen sich dabei auf die gesetzlichen 
Vorgaben hinsichtlich dieses Vertragstyps, die dann zur Anwendung kommen.

4b

Anmerkung: Vergleichen Sie zum Ganzen auch „die 51 wichtigsten Fälle zum Schuldrecht BT“, Fall 1.

 C. Typengemischte Verträge

Von typengemischten Verträgen spricht man, wenn ein Gesamtvertrag sich aus Einzelleistungen zusammensetzt, die verschiedenen 
Vertragstypen zugeordnet werden können, die aber dennoch derart eng miteinander verbunden sind, dass sie nur in ihrer Gesamt-
heit ein sinnvolles Ganzes ergeben. Dadurch unterscheiden sie sich von zusammengesetzten Verträgen, deren Bestandteile auch 
getrennt voneinander sinnvoll durchgeführt werden könnten.
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Bsp. 1: A erwirbt eine Eintrittskarte für ein Konzert der Dorfband „Dudelhubers“.

Bsp. 2: A erwirbt einen gebrauchten PKW von B für 1.000 €. Gleichzeitig vereinbaren die Parteien, dass B das Fahrzeug noch 
für weitere 500 € tiefer legen soll. Sie vereinbaren einen Gesamt-Sonderpreis von 1.400 €.
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In Beispiel 2 handelt es sich zunächst um zwei voneinander unabhängige Verträge, nämlich den Erwerb des PKW und das Tieferle-
gen. Beide hätten, auch wenn sie getrennt voneinander geschlossen worden wären, dennoch Sinn gehabt. So hätte A den Wagen 
von B erwerben und von einem Dritten tiefer legen lassen können. Bei diesem Vertrag handelt es sich daher um einen zusammen-
gesetzten Vertrag. In diesem Fall besteht lediglich eine tatsächliche Verbindung zwischen den Vertragsteilen, in rechtlicher Hinsicht 
sind sie getrennt voneinander zu behandeln.

Beispiel 1 beschreibt dagegen einen sehr alltäglichen Vorgang, der aber aus juristischer Sicht eine Vielzahl von einzelnen vertragli-
chen Rechten und Pfl ichten beinhaltet, die sehr eng miteinander verbunden sind:

• A hat die Eintrittskarte als solche gekauft, diese wurde ihm übergeben und übereignet. Es handelt sich somit um ein kaufvertrag-
liches Element; vgl. auch §§ 807, 793 BGB.

• A hat aber auch das Recht erworben, während der Auff ührung im Konzertsaal zu sein und dort einen eigenen Platz zu haben. 
Folglich ist auch ein mietvertragliches Element vorhanden.

• Schließlich hat A auch einen Anspruch darauf, dass Musik dargeboten wird. Geschuldet ist dabei nicht ein bestimmter Erfolg, 
sondern lediglich eine Tätigkeit, deshalb dienstvertragliches Element. Die „Dudelhubers“ schulden nur „ihr Bestes“ und kein 
musikalisches Werk. 

All diese Elemente ergeben nur zusammen das gewollte sinnvolle Ganze: Weder der Sitzplatz ohne die erwünschte Musik noch eine 
Eintrittskarte ohne Sitzplatz usw. wären für A von Wert.

Die Behandlung dieser typengemischten Verträge ist auf der sog. Sekundärebene (d.h. bezogen auf das Mängelrecht) umstritten, 
wobei sich im Wesentlichen zwei mögliche Vorgehensweisen gegenüberstehen:

1. Denkbar ist es, den gesamten Vertrag denjenigen Regeln zu unterwerfen, die für den Schwerpunkt des Vertrages gelten.
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In Beispiel 1 ist Schwerpunkt des Vertrages der dienstvertragliche Teil: Die Eintrittskarte dient lediglich dazu, die Eintrittsberechtigung 
zu der Musikveranstaltung nachzuweisen. Daneben kann sie allenfalls noch als Erinnerungsstück gebraucht werden. Ebenso ist 
auch der Sitzplatz lediglich Mittel zum Zweck.

Nach dieser Auff assung würde daher auf den gesamten Vertrag Dienstvertragsrecht Anwendung fi nden.

Problematisch daran ist, dass, wenn man dieser Theorie folgt, auf die anderen Vertragsteile ein Recht angewandt wird, das eigentlich 
unpassend ist. Und dies nur, weil es sich „zufällig“ um einen Teil eines Gesamtvertrages handelt.

Im Beispiel würden auf Mängel der Eintrittskarte als solcher die Regeln des Dienstvertrages Anwendung fi nden.

Damit bringt man sich unnötig in Schwierigkeiten.

2. Es erscheint deshalb vorzugswürdig, auch bei typengemischten Verträgen auf jeden Vertragsteil die jeweils „passenden“ Regelun-
gen anzuwenden, vergleichbar dem Weg bei zusammengesetzten Verträgen.
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Im Beispielsfall würde demnach kaufvertragliches Mängelgewährleistungsrecht bei Mangelhaftigkeit der Eintrittskarte gelten (zuge-
geben in diesem Fall schwer denkbar), während bei Mängeln des Sitzplatzes Mietrecht und hinsichtlich der Musik Dienstleistungs-
recht anzuwenden wäre. Letztlich wird jedes Element nach „seinen“ Regeln behandelt.


